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Der Braunkohlenausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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Fragen: 

1.         Bisher orientiert sich auch die am 23.03.2021 getroffene 
Leitentscheidung der Landesregierung am Ende des Braunkohlentagebaus im 
Jahr 2038. Wie will das Wirtschaftsministerium konkret den Fahrplan zum 
Kohleausstieg im Kontext des Urteils des Bundesverfassungsgerichts in 
Nordrhein-Westfalen anpassen, um - wie es der Minister sagt -, auch ein 
früheres Ende der Braunkohleförderung in Nordrhein-Westfalen zu 
ermöglichen?  

2.        Plant das Ministerium somit eine Änderung der Leitentscheidung? 

3.         Entsprechend der Leitentscheidung soll die bergbauliche 
Inanspruchnahme des 3. Umsiedlungsabschnitts erst nach dem 
Revisionszeitpunkt 2026 erfolgen können. Ist aufgrund der aktuellen 
Entwicklungen und der möglichen vorzeitigen Festlegung auf eine Verkürzung 
der Braunkohleförderung dieser Umsiedlungsabschnitt aus Sicht des 
Wirtschaftsministeriums überhaupt noch erforderlich. 

 

Antwortbeitrag MWIDE: 

Die Landesregierung hat die neue Leitentscheidung für das Rheinische 
Braunkohlerevier nach einem intensiven Erarbeitungs- und öffentlichen 
Dialogprozess vorgelegt. Mit ihr werden die aktuellen bundesgesetzlichen Vorgaben 
zu Kohleausstieg und Strukturwandel in die Raumplanung des Landes übersetzt. Die 
Leitentscheidung zielt dabei insbesondere auf eine ordnungsgemäße und 
hochwertige Rekultivierung und zukunftsweisende Gestaltung des bisher und noch 
absehbar vom Braunkohlenbergbau beanspruchten Raums. Sie zeigt einen 
verträglichen und zukunftsweisenden Weg für die Transformation des Rheinischen 
Reviers. Ebenfalls kommt die Landesregierung hiermit ihrer Verantwortung für die 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlage auch künftiger Generationen nach. 

Die Landesregierung verkleinert alle drei Braunkohlentagebaue und sieht für zwei 
von dreien ein vorzeitiges Auslaufen bis Ende 2029 vor. Mit mehr als 1,2 Milliarden 
Tonnen werden zusätzlich dreimal mehr CO2-Emissionen eingespart als mit der 
bisherigen Leitentscheidung der Vorgängerregierung aus dem Jahre 2016. 
Nordrhein-Westfalen ist damit Forerunner beim Kohleausstieg! 
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Die Leitentscheidung ist dabei vorausschauend gestaltet: Sie bietet einen 
verlässlichen Rahmen und kann flexibel auf die sich abzeichnenden Veränderungen 
in Klima- und Energiepolitik – u.a. durch das aktuelle Urteil des BVerfG – reagieren.  

Der neuen Leitentscheidung liegt eine Bewertung einer umfassenden wie aktuellen 
Auswahl energiewirtschaftlicher Studien zugrunde, die die Bedeutung der 
Braunkohleverstromung bis 2035 untersucht haben. Diese bestätigt, dass 
Braunkohlestrom bis in die dreißiger Jahre hinein im deutschen Energiemix eine 
Rolle spielen wird, wenn auch mit abnehmenden Anteilen. Nach dieser Auswertung 
werden Braunkohlekraftwerke aus heutiger Sicht weiterhin einen wichtigen Beitrag 
zur gesicherten Leistung erbringen, ohne die die Stabilität und Sicherheit der 
Energieversorgung angesichts des bevorstehenden Kernenergieausstiegs und des 
schnell voranschreitenden Ausstiegs aus der Steinkohleverstromung unter den zu 
diesem Zeitpunkt bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen nicht gewährleistet 
wäre.  

Vor dem Hintergrund nicht konkret absehbarer energie- und klimapolitischer 
Entwicklungen und deren Auswirkungen auf die nationalen Klimaschutzziele 
(insbesondere die Verschärfung des EU-Klimaschutzziels auf 55 Prozent für das Jahr 
2030), berücksichtigt die Landesregierung in ihrer Leitentscheidung, dass die 
Bundesregierung gemäß §§ 54, 56 Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) 
in den Jahren 2022, 2026, 2029 und 2032 eine umfassende Überprüfung der 
Maßnahmen des Kohleausstiegs durchführen wird. Dieser gesetzliche 
Überprüfungsmechanismus umfasst u.a. auch den aus den Maßnahmen des KVBG 
resultierenden Beitrag zu den Klimaschutzzielen und wird in der Leitentscheidung, 
insbesondere in Bezug auf Frage einer weiter erforderlichen Inanspruchnahme des 
Tagebaus Garzweiler II und die Notwendigkeit zur Fortsetzung der dort im Norden 
noch laufenden Umsiedlungen, räumlich umgesetzt. 

Die Landesregierung hat damit sichergestellt, dass eine bergbauliche 
Inanspruchnahme der Dörfer im Norden des Tagebaus nicht vor Abschluss der 
turnusmäßigen Überprüfung der Bundesregierung im Jahr 2026 erfolgen wird. 
Entsprechend besteht eine längere Zeit für die Umsiedlung und es ist den hier noch 
wohnenden Menschen möglich, die Umsiedlung besser mit ihrer persönlichen 
Lebenssituation abzustimmen. Die Umsiedlung des gesamten 3. 
Umsiedlungsabschnittes wird nur abgeschlossen, soweit das energiewirtschaftliche 
Erfordernis im Jahr 2026 bestätigt werden kann. 
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